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Am Montag, 29. November 2010,

 erinnerte vor dem Rathaus in Zürich

eine Schar von Ärzten an eine

 offenbar fast vergessene Volks -

abstimmung. Vor zwei Jahren, am

30. November 2008, hatte nämlich

die Zürcher Bevölkerung zum vier-

ten Mal entschieden, dass sie keine

Bevormundung akzeptiert und frei

wählen will, wo sie ihre Medika-

mente bezieht.

Die Mühlen der Justiz mahlen 
mit unterschiedlichem Tempo
Leider lässt die Umsetzung des Volksent-
scheides auf sich warten. Nach mehreren
juristischen Interventionen von Apothe-
kerseite hat das Bundesgericht über zwei
Rekurse zu entscheiden. Es ist erstaun-
lich, dass das Bundesgericht zum Bei-
spiel für die Beurteilung eines nachbar-
lichen Streites über den Schattenwurf ei-
nes Baumes oder für die Erledigung der
Beschwerden zum Stadionbau für die
Fussball-Europameisterschaft nur eine

kurze Zeit benötigt, für die Überprüfung
der Rechtmässigkeit eines Volksent-
scheides aber mehr als 2 Jahre!

Vier gewonnene Abstimmungen
In drei kantonalen Abstimmungen (1981,
2001 und 2003) hat der Zürcher Souve-
rän alle Versuche, die ärztliche Medika-
mentenabgabe einzuschränken, klar ab-
gelehnt. In logischer Konsequenz wurde

am 30. November 2008 in einer vierten
Abstimmung einer liberalen Lösung zu-
gestimmt und damit auch der einstigen
gerichtlichen Forderung nach einer
Gleichbehandlung von Stadt- und Land-
bevölkerung Nachachtung verschafft.

Alle reden vom Kostensparen …
Die Wahlfreiheit beim Medikamentenbe-
zug erlaubt dem Patienten, frei und indi-

viduell und von Fall zu Fall über den
 Abgabekanal seiner Medikamente zu ent-
scheiden. Jährlich zeigen die Untersu-
chungen und Statistiken der santésuis-
se, dass in Kantonen mit ärztlicher
 Medikamentenabgabe nicht nur die Me-
dikamentenkosten pro Versicherten, son-
dern auch der prozentuale Anteil der Me-
dikamente an den Ausgaben der Kran-
kenversicherer deutlich tiefer liegen als
in Kantonen mit einem Abgabeverbot.
Auch die Arztkosten sind in Kantonen
mit ärztlicher Medikamentenabgabe
günstiger.*
Die Zeitersparnis und die Medikamen-
tenabgabe ohne Zusatztaxen sind weite-
re, hochgeschätzte Vorteile, die den Pa-
tientinnen und Patienten von Zürich und
Winterthur verwehrt werden. Dafür dür-
fen sie die höchsten Krankenkassenprä-
mien im Kanton bezahlen! ◆

AerzteGesellschaft des Kantons Zürich AGZ
Freiestrasse 138, 8032 Zürich
Auskunftsperson: Dr. med. Josef Widler, Präsi-
dent AG Heilmittel der AGZ und Präsident Co-
Präsidium des Initiativkomitees

*Auf der Homepage von santésuisse (www.sante-
suisse.ch) finden Sie unter der Rubrik «Statisti-
ken, Grafiken & Fakten» die entsprechenden sta-
tistischen Belege. Diese Unterlagen werden durch
die Kostenträger auf der Basis der durch Ver -
sicherungen bezahlten Rechnungen erstellt.

Fast vergessener Volkswille!
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30.11.2010: 2. Jahrestag  der Missachtung  
des Volksentscheides 

Am 30.11.2008 sagte das Volk:
JA zur Wahlfreiheit 

beim Medikamenten- 
bezug 30. November 2010: 2. Jahrestag der Missachtung des Volksentscheides 

 Vor zwei Jahren hat die Zürcher Bevölkerung zum dritten Mal entschieden, dass 

sie keine Bevormundung akzeptiert und frei wählen will, wo sie ihre Medikamente  

bezieht. 

 Die Umsetzung lässt auf sich warten. Nach juristischen Interventionen von  

Apothekerseite, mit seltsamem Demokratieverständnis, muss nun das Bundes- 

gericht über zwei Rekurse entscheiden.  

 Es ist unverständlich, dass das Bundesgericht für den Entscheid 

über eine Volksabstimmung mehr als 2 Jahre braucht.

 Dabei sind die Kosten für Medikamente pro Patient in den 14 Kantonen, die den  

Ärzten die Heilmittelabgabe erlauben, 15 bis 35% niedriger als in den Kantonen 

mit Abgabeverbot. Das sieht man an den Krankenkassenbeiträgen.

     

 Das Volk will die Wahlfreiheit. Die Möglichkeit des Bezuges direkt beim Arzt ist 

günstiger, praktischer, sicherer und hilft, unnötige Wege und verlorene Zeit zu  

vermeiden.

Medikamentenkosten pro versicherte Person 2008:

 Schweizerischer Durchschnitt 
Fr. 610.–

 SD-Kanton Thurgau        
        

      
Fr. 440.–

 Rezept-Kanton Genf 

Fr. 860.– 

 Mischform Kanton Zürich 
Fr. 580.–

Quelle: Santésuisse

Die Patientinnen und Patienten, aber auch die Zürcher Ärzteschaft  

erwarten eine rasche juristische Entscheidung, damit dem Volkswillen  

entsprochen werden kann.  

Die Ärztegesellschaft des Kantons Zürich AGZ

Zürich, 30. November 2010

JA zur Wahlfreiheit beim 

Medikamentenbezug

Am 30.November 2010 wurde der Verein
freiberuflicher medizinischer Grundver-
sorger der Schweiz (FMGS) gegründet.
Dazu der Initiant Lukas Guidon, Winter-
thur: «Wir verstehen uns als Verein der
unzufriedenen Grundversorger. Wir sind
unzufrieden mit der kranken Gesund-
heitspolitik, welche die hoch qualifizierte
Grundversorgung in unserem Land ge-
fährdet. Der Hausarztberuf stirbt aus
oder kann sich in der bisherigen Qualität
nicht mehr halten, wenn die Arbeits -
bedingungen des Hausarztes nicht
 drastisch verbessert werden. Diese Ver-

besserungen müssen wir so schnell wie
möglich herbeiführen. Politiker, Kran-
kenkassen und unsere Standesvertreter
sind nicht in der Lage, eine Lösung, einen
Ausweg aus der inzwischen unhaltbaren,
unbefriedigenden Situation zu finden.»
Kollege Lukas Guidon, Internist in Win-
terthur, ist der Kragen geplatzt. Zwar war
der Aufruf zur Kündigung des Vertrages
mit den Krankenkassen ein etwas unbe-
dachter Schnellschuss, aber anders als
die meisten Kollegen macht er nicht nur
die Faust im Sack, sondern versucht wei-
terhin, etwas zu bewegen. Ob ihm das ge-

lingt, hängt wesentlich davon ab, wie viel
Unterstützung er erhält. Seine Arbeit
könnte durchaus zu mehr Publizität und
zu einigen Wellen in der Gesundheitspoli-
tik führen. Auf jeden Fall ist er nicht an ei-
ne politische Raison gebunden und kann
so Dinge beim Namen nennen, die unsere
Standespolitiker lieber verschweigen.
Die Gründungsversammlung fand am
Dienstag, 30. November 2010 in Winter-
thur statt. Mitglied kann jeder freiberuf-
lich tätige Grundversorger werden (Inter-
net: www.freiberufliche-medizinische-
grundversorger.ch).

An der Basis brodelts, das weiss jeder
Praktiker aus eigener Erfahrung. Zuneh-
mend entstehen Strukturen, die im Sin-
ne von Selbsthilfegruppen agieren. Es
stellt sich die Frage, wie lange sich unse-
re Verbandspitzen noch um den Unmut
an der Basis foutieren und ihr eigenes
Süppchen kochen können, anstatt die In-
teressen ihrer Mitglieder zu vertreten! ◆

Quelle: puure-huus

Verein freiberuflicher medizinischer Grundversorger Schweiz

Managed Care tangiert eine der wichtigs-
ten Forderungen der Patienten und der
Ärzteschaft: Die freie Arztwahl. Unter
dem Halleluja für Managed Care wird
ganz leise die freie Aerztwahl geopfert.
Diese wird nur noch Patienten offenste-
hen, die zusätzlich dafür bezahlen. Wol-
len wir die freie Arztwahl preisgeben, oh-

ne vorher in einer Abstimmung das Volk
über diese grundlegende Änderung be-
fragt zu haben?
Es ist eine Illusion zu glauben, es liessen
sich längerfristig zwei verschiedene obli-
gatorische und subventionierte Kranken-
versicherungen aufrechterhalten. Dies
liegt auch nicht im Interesse der prakti-

zierenden Ärzte. Eine schlanke obligato-
rische Krankenversicherung und eine
private Zusatzversicherung auch im am-
bulanten Bereich wäre die ehrlichere Ant-
wort auf die Probleme der Zeit. Aber hier-
zu fehlt den Politikern der Mut.
Der Verein für freie Arztwahl wurde ge-
gründet, um die Ärzteschaft, interessier-

te Kreise und die Öffentlichkeit auf die
unheilvollen Entwicklungen in der ak -
tuellen KVG-Revision aufmerksam zu
machen. ◆

www.verein-freie-arztwahl.ch/index.html 
(Mitgliedschaft möglich)

Quelle: puure-hus

Verein für freie Arztwahl
Freie Arztwahl und Managed Care: Das Referendum kommt, machen Sie mit!



Endoskopien im Magen-Darm-Bereich
sind  heute aus der diagnostischen Auf-
arbeitung nicht mehr wegzudenken. In
einem frappanten Gegensatz zu den gros-
sen Zahlen derartiger, meist ambulant
durchgeführter Eingriffe steht die gerin-
ge Anzahl von Daten über die Komplika-
tionshäufigkeit. Insgesamt gelten die
Komplikationsraten als sehr gering, eine
oft zitierte, allerdings aus dem Jahr 1976
stammende US-ame rikanische Untersu-
chung beziffert sie auf 0,13 Prozent bei
oberen Endoskopien und auf 0,35 Pro-
zent bei Koloskopien. Spätere Studien
fanden ähnliche Werte, waren aber me-
thodisch sehr unterschiedlich. Das Sys-
tem elektronischer Krankengeschichten
an einem Krankenhaus in Boston, USA,

erlaubte jetzt eine automatisierte Erfas-
sung von Endoskopien und späteren
Hospitali sationen der betroffenen Patien-
ten. Nach 6383 Ösophagogastroduode-
noskopien und nach 11 632 Koloskopien
(wovon 7392 Screening- oder Nachbeob-
achtungsuntersuchungen waren) kam es
innert 14 Tagen nach dem Eingriff zu 419
Besuchen auf der Notfallstation und zu
266 Hospitalisationen. 32 Prozent dieser
Notfallbesuche und 29 Prozent dieser
Hospitalisationen standen mit der endo-
skopischen Prozedur in Zusammenhang.
31 Komplikationen wurden ferner von
den Ärzten direkt gemeldet. Daraus er-
rechnen die Autoren eine Häufigkeit von
durch die Endoskopie verursachten,
nicht geplanten Spitalbesuchen von

1,07 Prozent nach oberen GI-Endo -
skopien, 0,84 Prozent nach Koloskopien
insgesamt  und 0,95 nach Screening-
 Koloskopien. Da mit seien die beobachte-
ten Komplikationsraten – erfasst durch
das automatisierte elektronische System
– mit rund 1 Prozent zwei- bis dreimal
 höher als neuere Schätzungen. Die meis-
ten Ereignisse wären durch die Stan-
dardrapportierung nicht erfasst worden.
Für das Koloskopie-Screeningprogramm
ergaben sich durch die Komplikationen
zusätzliche Kosten (48 US-Dollar pro Un-
tersuchung), die bei der Evaluation sol-
cher Programme mitberücksichtigt wer-
den müssten. ◆

H.B.

Arch Intern Med. 2010; 170 (19): 1752—1757.
doi:10.1001/archinternmed.2010.373
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PULSUS ergreift gegen die Teilrevision
«Managed Care» des KVG, wie sie der Na-
tionalrat am 16. Juni 2010 beschlossen
hat, das Referendum. Dies hat der Vor-
stand der Vereinigung einstimmig be-
schlossen. Die jetzige Reform des KVG
missachtet den Volkswillen. Die Schweizer
Bevölkerung hat sich klar und deutlich ge-
gen die Abschaffung der freien Arztwahl
ausgesprochen. PULSUS ist nicht gegen
Managed Care. Ärztenetzwerke haben ih-
re Berechtigung. PULSUS wehrt sich je-
doch dagegen, dass Patientinnen und Pa-
tienten gezwungen werden sollen, einem
Netzwerk beizutreten – unter gleichzeiti-
gem Verlust der freien Arztwahl. Die Par-
lamentarierinnen und Parlamentarier be-
tonen zwar unermüdlich, dass niemand
zu diesem Schritt gezwungen werde. Tat-
sache ist jedoch, dass sich für jeden Ver-

sicherten der heutige Höchstbetrag von
700 Franken (Franchise und Selbstbehalt)
auf mindestens 1400 Franken bis 1700
Franken mehr als verdoppeln wird, wenn
er keinem Netzwerk beitritt. Hier nicht von
Zwang zu reden, ist geradezu zynisch.
Nicht viele Versicherte in der Schweiz kön-
nen sich solche Beträge einfach so leisten.
Familien schon gar nicht. Nicht einver-
standen ist PULSUS zudem mit der ge-
planten Budgethoheit der Ärztenetzwerke.
Globalbudgets führen zu versteckten Ra-
tionierungen und sind für Patientinnen
und Patienten sowie die Ärzte nach Mei-
nung von PULSUS mit Nachteilen verbun-
den. Das zeigt auch ein Blick nach
Deutschland. Die Situation für die Ärzte
und damit für die Patienten ist dort kata-
strophal – nicht zuletzt wegen der Global-
budgets. Der Managed-Care-Zwang ist

nur der Anfang. Mit Managed Care soll die
freie Arztwahl ausgehebelt werden – jetzt
teilweise, später vollständig. Worte sind
verräterisch. Dazu zwei Zitate aus der Na-
tionalratsdebatte vom 16. Juni 2010:
Zitat 1: «Die Managed-Care-Vorlage soll am 
1. Ja nuar 2012 in Kraft treten, mit einer
Übergangsfrist von drei Jahren. Solange
kein Managed-Care-Angebot besteht, gilt
für Versicherte eine Kostenbeteiligung von
10 Prozent. Falls innerhalb der dreijährigen
Übergangsfrist kein flächendeckendes An-
gebot erreicht wird, schlägt der Bundesrat
dem Parlament Massnahmen vor. Die SGK
sieht davon ab, mögliche Folgen zu kon-
kretisieren, obwohl es eigentlich nur zwei
Möglichkeiten gibt: entweder eine selektive
Aufhebung des Vertragszwangs oder eine
staatliche Versorgungsplanung.» (Ruth
Hum bel, Kommissionspräsidentin)

Zitat 2: «Sollte innerhalb dieser dreijährigen
Übergangsfrist keine flächendeckende Ver-
sorgung eintreten, schlägt der Bundesrat
gemäss Absatz 3 der Übergangsbestim-
mung Massnahmen vor. Wie können nun
diese Massnahmen aussehen? In der Kom-
mission haben wir sie diskutiert. Sie kön-
nen letztlich nur in der Aufhebung des
 Vertragszwangs (...) liegen, nämlich ein Ver-
tragszwang in Netzwerken und Vertrags-
freiheit ausserhalb von Netzwerken.» (Ruth
Humbel)
Damit wäre das Ende der freien Arztwahl
für Patientinnen und Patienten besiegelt.
Die Krankenkassen könnten künftig be-
stimmen, mit welchen Ärzten sie Verträge
abschliessen. Dagegen setzt sich PULSUS
zusammen mit anderen Organisationen
und Privatpersonen zur Wehr. ◆

Link: www.pulsus.info/

PULSUS: Referendum gegen den Managed-Care-Zwang
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